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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des  

 
Haupt- und Finanzausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 

 
13. März 2025 

 
in Tiefenbach. 

 
Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet 
und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Haupt- und Finanzausschuss 
fest. Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen.  
 
Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 
 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst, CSU anwesend 
 Armin Mayrhofer, CSU  anwesend 
 Tobias Königseder, CSU anwesend 
 Johannes Regner, CSU anwesend 
 Sabine Zittelsperger, CSU anwesend 
 Florian Schwarzbauer, Unsere Zukunft anwesend 
 2. Bürgermeister Uwe Urtel Unsere Zukunft anwesend 
 Johann Kirchberger für 3. Bürgermeister Johann Höller, Bürgerliche Wähler anwesend 
 Bruno Gottschaller, Bürgerliche Wähler anwesend 
 Josef Fehrer, FWG  entschuldigt 
 Wolfgang Rosch, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 
 Ewald Schmatz, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Michael Fürst, SPD anwesend 

 
 
Anzahl der Zuhörer: - 1 - 
 

 
 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 6. Februar 2025. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung der Niederschrift vom 6. Februar 2025 abstimmen. 

 
Abstimmung: 12 : 0 

(ohne Josef Fehrer) 
 

 
 
 
 
 
 
 



2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der Sitzung vom 6. Februar 2025. 
 
 
Die anwesenden Gemeinderatsmitglieder werden durch den Geschäftsleiter Anton Mayrhofer über 
den Vollzug der öffentlichen Sitzung vom 6. Februar 2025 informiert. 
 

1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen 
Sitzung vom 16. Januar 2025. 
 

Die Niederschrift wurde auf der Homepage 
veröffentlicht. 

2. Bericht über den Vollzug der gefassten Be-
schlüsse der Sitzung vom 16. Januar 2025.  
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

3. Vorberatung des Stellenplans 2025 – (Anlage des 
Haushaltsplanes nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 KommHV-
Kameralistik). 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde am 17. 
Februar 2025 an den Personalsachbearbei-
ter und die Kämmerin übergeben. 

4. Haushaltsplanung 2025 – 2. Vorberatung des In-
vestitionsprogramms. 
 

Die Haushaltsplanung wurde durch die 
Verwaltung abgeschlossen. Am Freitag, 
den 7. März 2025 fand ein Abstimmungs-
gespräch mit der Rechtsaufsicht statt. 
Nachdem es keine Einwände gab, wurden 
die Haushaltsunterlagen für 2025 am 
Montag, den 10. März 2025 auf der Bay-
ernbox veröffentlicht. 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3. Antrag auf ganzjährige Förderung für Kinder unter 3 Jahren durch Frau Prausch. 
 
 

Ausgangssituation und Sachverhaltsdarstellung 
 
Dieser Antrag betrifft nur die Kinder der Gemeinde Tiefenbach, welche als Gastkinder im Naturkin-
dergarten in Ruderting betreut werden. In der aktuellen Förderstruktur für Kindertagesstätten wer-
den Kinder unter drei Jahren (U3) und Kinder über drei Jahren (Ü3) unterschiedlich behandelt, so-
wohl hinsichtlich der Betreuungskapazitäten als auch der finanziellen Förderung. Dies hat zur Folge, 
dass Kinder, die innerhalb des laufenden Kindergartenjahres das dritte Lebensjahr vollenden, bis zum 
Stichtag weiterhin als U3-Kinder gelten, ab dem Geburtstag jedoch nicht mehr als U3-Kind gefördert 
werden. 
 
Dies führt bei der Einrichtung zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand, da sie die Betreuung der be-
treffenden Kinder an zwei verschiedenen Fördersystemen ausrichten muss. Dies erhöht wiederum 
den Planungs- und Verwaltungsaufwand. 
 
Frau Prausch beantragt ab dem Bewilligungsjahr 2025 (01.01.2025), dass Kinder, die im Laufe des 
Kindergartenjahres drei Jahre alt werden, bis zum Ablauf des Kindergartenjahres als U3-Kinder ge-
wertet und gefördert werden. 
 
Diese Vorgehensweise wird in den Kindergärten der Pfarrkirchenstiftungen bereits seit längerem 
praktiziert. Durch diese Ausnahmeregelung können die betreuten Kinder das gesamte Kindergarten-
jahr in der Krippengruppe bleiben und müssen nicht, wie gesetzlich vorgesehen, in eine Gruppe mit 
älteren Kindern wechseln. 
 
Derzeit sind drei Kinder der Gemeinde Tiefenbach gemeldet, davon wäre diese Regelung lediglich für 
zwei Kinder relevant (stand 12.03.2025). 
 

 
 

Beispielsrechnung 

 

Wenn ein Kind 3-4 Stunden am Tag in den Kindergarten geht, zahlen wir bei Ü3 Kindern 760,70 € mtl. 

(1.521,39/2 kommunaler Anteil), bei einem U 3 Kind sind dies  1.521,39 € mtl. (Faktor 2,0). 

 

 

 

 

 



Rechtliche Würdigung 
 
Die Förderung für Kinder unter drei Jahren erfolgt nach dem Bayerischen Kinderbildungs- und -be-
treuungsgesetz (BayKiBiG). 
 
1. Förderung im Rahmen der kindbezogenen Förderung: 
 

 Die Förderung erfolgt gemäß den Voraussetzungen des Art. 19 BayKiBiG. 
 

 Für U3-Kinder wird ein erhöhter Gewichtungsfaktor angewandt (2,0 für Kinder unter 3 Jah-
ren). 

 
 
2. Ganzjährige Förderung: 
 

 Die Förderung für Kinder unter 3 Jahren wird durchgehend gewährt, solange sie eine Kinder-
tageseinrichtung besuchen und die Voraussetzungen für die Förderung erfüllen. 

 

 Kinder, die im laufenden Kindergartenjahr das dritte Lebensjahr vollenden, bleiben bis zum 
Ende des Betreuungsjahres in der jeweiligen Förderkategorie U3 oder wechseln nach gelten-
der Regelung. 

 
 
3. Übergang in die Ü3-Förderung: 
 

 Ein Wechsel in die Ü3-Förderung erfolgt regulär ab dem Monat nach Vollendung des dritten 
Lebensjahres.  

 

 Ab diesem Zeitpunkt wird der Gewichtungsfaktor für Ü3-Kinder angewendet.  
 

 Eine Abweichung hierfür ist nach Art. 21 BayKiBiG möglich. Dies beruht auf dem Selbstver-
waltungsrechts der Kommunen nach Art. 28 Abs. 2 GG  

 
4. Bedeutung für Einrichtungen und Träger: 
 

 Die durchgehende Förderung ermöglicht eine kontinuierliche Betreuung und Finanzierung. 
 

 Einrichtungen sind angehalten, den Wechsel in der Förderung bei der Abrechnung zu berück-
sichtigen. 

 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, ob dem Antrag von Frau Prausch auf Widerruf ab dem 
Bewilligungsjahr 2025 zugestimmt wird. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Josef Fehrer) 

 

 



4. Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetztes (BayFwG) Vorberatung über den Abschluss einer 
Zweckvereinbarung mit der Stadt Passau oder Änderung der Alarmierungsplanung auf dem Ge-
meindegebiet Tiefenbach für den Schutzbereich Irring. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
Das nachfolgende Schreiben der Stadtverwaltung Passau vom 14. Oktober 2024 ist am 16. Oktober 
2024 bei der Gemeindeverwaltung eingegangen: 

 
 
 



 
 
Nach Kenntnisnahme des vorgenannten Schreibens hat am 30. Oktober 2024 im Landratsamt ein Ge-
spräch zur Lösung des Problems stattgefunden. Als Ergebnis ist vom Landratsamt Passau am 8. No-
vember 2024 das nachfolgende Schreiben eingegangen: 
 

 
 



 
 
 Als Zusammenfassung wird kurz und knapp festgehalten, wenn wir als Gemeinde die Einsatzzei-
ten anderweitig sicherstellen können, müssen wir keine Zweckvereinbarung mit der Stadt Passau 
abschließen. 
 

Aktuelle Alarmierungsplanung bei der ILS 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Empfehlung an den Gemeinderat aus-
sprechen kann, dass keine Zweckvereinbarung mit der Stadt Passau geschlossen und die Alarmie-
rungsplanung geändert werden soll. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Josef Fehrer) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



5. Ausschreibung der Kommunalen Strombeschaffung für die Kalenderjahre 2026 bis 2028 – Vorbe-
ratung über die Teilnahme an der vom Bayerischen Gemeindetag empfohlenen Ausschreibung – 
Vergabe des Auftrags zur Ausschreibung (Dienstleistungsvertrag) mit Bevollmächtigung zur Zu-
schlagserteilung für das preisgünstigste Angebot. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
Von 2013 bis 2022 hat die Gemeinde die Stromausschreibung über das Dienstleistungsunternehmen 
KUBUS (Rahmenvertrag Gemeindetag) durchgeführt.  
 
Nachdem die Verträge zur Stromversorgung am 31. Dezember 2025 enden, ist für die Strombeschaf-
fung ein Vergabeverfahren durchzuführen. 
 
Bei der letzten Ausschreibung durch KUBUS war die Einkaufssituation sehr schwierig (Ukraine-Krieg), 
dass der Zuschlag an der Strombörse nur zu sehr hohen Stromarbeitspreisen erteilt wurde.  
 
Durch die Bündelung der Stromnachfrage von mehreren Gemeinden (Teilnehmern) können erfah-
rungsgemäß günstigere Konditionen als bei Einzelausschreibungen erzielt werden. Diese Vorgehens-
weise wurde der Gemeinde auch vom Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband empfohlen. 
 
Neben den Aufwänden für eine eigenständige Datenaufbereitung reduziert sich der Verwaltungs- 
und Kostenaufwand im Vergleich zu einer Einzelbeschaffung, indem die Bündelausschreibung durch 
einen professionellen Dienstleister vorbereitet und durchgeführt wird.  
 
Der Gemeindetag hat die Zusammenarbeit mit KUBUS beendet und neu ausgeschrieben. 
 

Ausführungen des Gemeindetags 
 
Mittels Rundschreiben des Gemeindetags vom 18. April 2024 wurde der Gemeinde mitgeteilt, dass 
der Gemeindetag sich entschieden hat, die Kooperation zur Durchführung von Bündelausschreibun-
gen im Strom- und Gasbereich nach über 10 Jahren Laufzeit und guter Zusammenarbeit mit der Ku-
bus GmbH erneut auszuschreiben.  
 
In einem weiteren Rundschreiben des Gemeindetags vom 2. Januar 2025 wurde mitgeteilt, dass die 
Entscheidung über die Auswahl des Dienstleisters wie geplant Ende Dezember getroffen werden 
konnte. Nach einem intensiven Wettbewerb hat sich die Kommunal GmbH nach den Wertungskrite-
rien für den besten Bewerber entschieden.  
 
Das große Bewerberinteresse zeigt auch, dass Bündelausschreibungen vom Markt weiterhin als be-
sonders gut geeignet angesehen werden, für die vielen großen und kleinen bayerischen Kommunen 
Energie wirtschaftlich zu beschaffen. Die Gemeinden werden ein modernes und innovatives Dienst-
leistungsangebot für zukünftige Energiebeschaffungen erhalten, z.B. als Festpreismodell oder als 
Tranchenmodell.  
 
Wir haben großen Wert daraufgelegt, dass je nach Marktsituation das Beschaffungssystem angepasst 
werden kann. Die Datenerfassung wird erheblich beschleunigt, verbessert und die Digitalisierung vo-
rangetrieben. Die Vorbereitungszeiten für die Bündelausschreibungen werden dadurch erheblich ver-
kürzt. Die Teilnehmer werden laufend über den Fortgang der Ausschreibungen informiert. Wir haben 
auf wirtschaftliche Dienstleistungspreise geachtet. 
 



Im letzten Rundschreiben des Gemeindetags vom 21. Januar 2025 wurde mitgeteilt, dass der Zu-
schlag im europaweiten Vergabeverfahren (Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb) er-
teilt wurde.  
 
Damit ist die enPORTAL GmbH mit Sitz in Pronstorf, Schleswig-Holstein der neue Partner der Kommu-
nal-GmbH. Deren Ausschreibungsportal enPORTAL connect wurde bis zur Trennung im Jahr 2020 von 
unserem bisherigen Kooperationspartner KUBUS GmbH sehr erfolgreich für unsere damaligen Ener-
gieausschreibungen genutzt. enPORTAL wird zukünftig mit unserer Tochtergesellschaft Bayerischer 
Gemeindetag Kommunal GmbH die Energiebeschaffung über Bündel- oder Einzelausschreibungen 
durchführen. 
 
Die enPORTAL GmbH konnte insbesondere beim Thema Beschaffungsmanagement überzeugen und 
äußerst schlüssig darlegen, wie auf unterschiedliche Marktsituationen u. a. auch mit der Etablierung 
eines Risikomanagementsystems reagiert werden kann. Außerdem hat sie bei den Auswahlkriterien 
Bewerbungs- und Vertriebskonzept, Datenbeschaffung und Datenpflege sowie Kommunikations- und 
Betreuungskonzept die Höchstpunktzahl erreicht und bei den Dienstleistungsentgelten im Durch-
schnitt die günstigsten Preise angeboten. Wir freuen uns daher, Ihnen voller Überzeugung für den 
Zeitraum bis zum Jahr 2030 - inklusive einer Verlängerungsoption bis 2036 - bestmögliche Energiebe-
schaffungen, angelehnt an die Bedürfnisse der bayerischen Kommunen, anbieten zu können.  
Mit dem nun bezuschlagten Rahmenvertrag ist es Ihnen möglich, über das enPORTAL einen Dienst-
leistungsvertrag über die Teilnahme an den Bündelausschreibungen abzuschließen, ohne eine er-
neute Vergabe durchführen zu müssen.  
 
Der Start der ersten Beschaffungsrunde für Strom für den Lieferzeitraum ab 2026 ist bereits für Mai 
2025 - in Abhängigkeit der Marktgegebenheiten - vorgesehen. 
 
 

Stromarten 
 
Im Rahmen der Ausschreibung kann unter folgenden Stromarten gewählt werden: 
 

Graustrom 
 

Ökostrom 
ohne 

Neuanlagenquote 
 

Ökostrom 
mit 

Neuanlagenquote 
 

 
Graustrom (=konventioneller Strom) 
ist ein Strommix aus verschiedenen 
Stromquellen.  
 
Im Graustrom ist auch Ökostrom ent-
halten. In Deutschland etwa ein Vier-
tel. 
 
 

 
Bei Ökostrom muss nachweislich zu 
100% aus erneuerbaren Energien 
stammen.  
 
Er muss also in Anlagen erzeugt wer-
den, die ausschließlich erneuerbare 
Energien nutzen.  
 

 
Bei Ökostrom mit Neuanlagenquote 
verpflichtet sich der Lieferant, wäh-
rend des gesamten Lieferzeitraums ei-
nen Anteil des gelieferten Stroms pro 
Kalenderjahr aus Neuanlagen zu lie-
fern. Das soll die Energiewende und 
der Ausbau von erneuerbaren Ener-
gien fördern. 
  

Graustrom ist in der Beschaffung ak-
tuell am günstigsten und liegt aktuell 
bei ab ca. 6 Cent/kWh.  
 
(=reiner Strompreis) 

Für Ökostrom ohne Neuanlagenquote 
geht man 2026 von einem Mehrpreis 
i. H. v. ca. 1,85 Cent/kWh aus. 
 
(= Aufschlag zum reinen Strompreis) 

Bei Ökostrom mit Neuanlagenquote 
geht man 2026 von einem Mehrpreis 
i. H. v. ca. 0,2 bis 0,5 Cent/kWh im 
Vergleich zum Ökostrom ohne Neuan-
lagenquote aus.  
 
(= weiterer Aufschlag zum Ökostrom 
ohne Neuanlagenquote) 
 

 
 



Aktueller Sachstand in der Gemeinde 
 
Die Gemeinde wird aktuell zu 100 Prozent mit Ökostrom ohne Neuanlagenquote versorgt.  
 
Die jährlichen Stromausgaben der Gemeinde für das Jahr 2024 liegen bei 372.222,67 €/brutto.   
 
Insgesamt verfügt die Gemeinde über folgende Abnahmestellen: 
 

Abnahmestellen Detailbeschreibung 
 

Anzahl 

RLM (Großverbraucher) 
 

Kläranlage, Freibad 2 

Straßenbeleuchtung 
 

Straßenbeleuchtungssystem 8 

Standardabnahmestellen 
 

Rathaus, Schulen, Pumpwerke 65 

Baustromanschlüsse 
 

laufende Baustellen 2 

Heizstrom 
 

Leichenhaus Haselbach 1 

 
Gesamt 

  
78 

  
 

 
Weitere Informationen zum Ausschreibungsverfahren 

 

 Die Kosten für die Durchführung des Vergabeverfahrens liegen ca. bei 1.965,00 €/netto und 
ist somit um ca. 300 €/netto günstiger als vorher. 
 

 Die Abrechnung des Honorars erfolgt nur, wenn die Gemeinde an dem Vergabeverfahren 
teilnimmt. 

 

 Die Gemeinde hat eine Wahlmöglichkeit, ob sie 1, 2 oder für 3 Jahre ein Vergabeverfahren 
durchführt. 
 

 Für jede Ausschreibung fallen Kosten an. Das bedeutet, wenn die Gemeinde nur für ein Jahr 
ausschreiben würde, dann würden die Honorarkosten im nächsten Jahr erneut anfallen. 
 

 Die enPORTAL GmbH erarbeitet für die Gemeinde eine Ausschreibungsempfehlung, die Sinn 
macht und prüft den individuellen Bedarf der teilnehmenden Gemeinde. 

 

 Für die Gemeinden gibt es dann eine „EXIT-Strategie“ bis zu dem Zeitpunkt wo eine verbindli-
che Erklärung über die Teilnahme abgegeben wird. 

 

 Der optimale Zeitpunkt für die genaue Ausschreibung wird durch Marktbeobachtungen ent-
schieden. Daher ist man flexibler als beim vorherigen Ausschreibungsmodus. 
 

 Aktuell fallen die Marktpreise gerade, dass voraussichtlich im Mai ein guter Beschaffungszeit-
raum wäre. 

 



 Der erste Ausschreibungszyklus an der Strombörse ist für Mai 2025 geplant. Eine weitere 
Ausschreibung an der Strombörse ist für September 2025 geplant. Früher aufeinander geht 
es nicht, da die Vorbereitungszeit ca. 2 Monate in Anspruch nimmt. 

 

 Startschuss wäre nach der nächsten Gemeinderatssitzung Ende März 2025. 
 

 Die Datenlieferung zur Teilnahme an der Ausschreibung im Mai 2025 durch die Verwaltung 
müsste bis Mitte April 2025 erfolgen. 

 

 Die Ausschreibung ist über ein Festpreismodell oder über ein Tranchenmodell möglich. Das 
Festpreismodell ist die ganz „normale“ einmalige Ausschreibung mit Zuschlagserteilung. 
Beim Tranchenmodell wird eine Preisformel ausgeschrieben und zu mehreren verschiedenen 
Zeitpunkten beschafft. Durch mehrere verschiedene Zuschlagspreise entsteht ein Preismix. 
Das Tranchenmodell ist grundsätzlich ein interessantes Mittel. Die Beschaffung im Tranchen-
modell für 2026 ist nach Aussage von enPORTAL für das Jahr 2026 nicht mehr möglich, weil 
dafür zu wenig Zeit verfügbar ist. Da es mehrere Einkaufszeitpunkte gibt, ist der Aufwand für 
die Ausschreibung höher als beim Festpreismodell. 

 

 Die Nachmeldung von neuen Verbrauchsstellen - „ON-Boarding“ (Kiga/Aussegnungshalle) ist 
möglich. 

 
 

Fragen 
 
Ausschreibungsverfahren über enPORTAL?  Ja oder Nein 
 
Wann soll ausgeschrieben werden?   Mai oder September 
 
Beschaffungsdauer?     1, 2 oder 3 Jahre 
 
Stromart die beschaffen werden soll?   Graustrom,  

Ökostrom mit oder ohne Neuanlagenquote 
 

 
Vorschlag der Verwaltung 

 
Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, dass die enPORTAL mit der Ausschreibung für 3 Jahre 
beauftragt werden soll. Bei der Auswahl der Stromart muss aufgrund der aktuell angespannten Haus-
haltslage ein Kompromiss gefunden werden zwischen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit (Artikel 
61 Absatz 2 - Gemeindeordnung) und der Energiewende. 
 
 

Beschlussempfehlungen an den Gemeinderat: 
 

1. Die Verwaltung wird beauftragt, mit der enPORTAL GmbH den vorgelegten Dienstleistungsver-
trag über die Vorbereitung und Durchführung von Bündelausschreibungen für die Beschaffung 
von elektrischer Energie über sein Web-basiertes Beschaffungsportal enPORTAL connect abzu-
schließen. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Josef Fehrer) 



2. Die Verwaltung wird beauftragt, der Bayerischer Gemeindetag Kommunal-GmbH die Vollmacht 
gemäß Anlage zu erteilen, nach der sie die verfahrensleitenden Entscheidungen für die Bündelaus-
schreibung von Lieferleistungen für elektrische Energie ab dem 01.01.2026 im Rahmen der Vorga-
ben dieser Vollmacht und des freigegebenen Vergabekonzepts treffen darf. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Josef Fehrer) 

 
3. Im Rahmen der anstehenden Bündelausschreibung für elektrische Energie haben die enPORTAL 
GmbH und die Bayerischer Gemeindetag Kommunal-GmbH folgende Vorgaben zur Strombeschaf-
fenheit zu beachten: 
 
Es soll Graustrom (Ökostromanteil ist bei jedem Stromlieferanten unterschiedlich) beschafft wer-
den. 

Abstimmung: 9 : 3 
(ohne Josef Fehrer) 

 
4. Die Verwaltung wird beauftragt, nach Vorlage des mit der Bayerischer Gemeindetag Kommunal- 
GmbH abgestimmten Vergabekonzepts innerhalb der in § 2 Abs. 3 des Dienstleistungsvertrages 
vorgesehenen Frist über die Freigabe des Vergabekonzepts zu entscheiden. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Josef Fehrer) 

 
5. Die Bayerischer Gemeindetag Kommunal-GmbH wird angewiesen, unter Beachtung der abge-
stimmten Vergabekonzeption demjenigen Lieferanten den Zuschlag zu erteilen, der für das ein-
schlägige Los/die Lose das jeweils preisgünstigste Angebot, welches die Gemeinde betrifft, unter-
breitet. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Josef Fehrer) 

 
6. Die Verwaltung wird beauftragt, der enPORTAL GmbH für die Abfrage von Abnahmestellen und 
Verbrauchsdaten bei dem aktuellen Energielieferanten bzw. den Netzbetreibern eine Vollmacht zu 
erteilen. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Josef Fehrer) 

 
7. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen wer für eine Beschaffungsdauer von 3 Jahren ausspre-
chen kann.  

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Josef Fehrer) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



6. Beratung über das Abbrennen von Feuerwerken mit pyrotechnischen Gegenständen bis zur 
Klasse II außerhalb der Zeit um Silvester von Personen, die keine Erlaubnis nach § 7, § 27 oder nach 
§ 20 Sprengstoffgesetz haben - vgl. dazu den Grundsatzbeschluss des Bau- und Umweltausschuss 
vom 14. Mai 2002. 
 
 

Ausgangssituation und Sachverhaltsdarstellung 
 
In der Gemeindeverwaltung gehen jedes Jahr eine Vielzahl von Anfragen zum Abschuss von Feuer-
werken im Rahmen von öffentlichen und privaten Veranstaltungen ein. Für die Handhabung zum Ab-
brennen von Feuerwerken mit pyrotechnischen Gegenständen gibt es den nachfolgenden Grundsatz-
beschluss: 
 

 
 
Für die Verwaltung und für die anfragenden Betroffenen stellt sich die Frage, ob dieser Grundsatzbe-
schluss aus dem Jahr 2002 diskutiert oder verändert werden soll.  
 
Grundsätzlich ist festzuhalten, dass zum Abbrennen von pyrotechnischen Gegenständen in der Zeit 
vom 2. Januar bis zum 30. Dezember durch Personen, die keine Erlaubnis nach § 5, 20 oder 27 
SprengG (Pyrotechniker) besitzen, die Gemeinde zuständig ist.  
 
Eine Erlaubnis der Gemeinde kann erteilt werden, wenn ein begründeter Anlass vorliegt.  



Welche Anlässe wirklich eine entsprechende Ausnahme vom generellen Verbot des Abbrennens be-
gründen, liegt im pflichtgemäßen Ermessen der Gemeinde.  
 
Vor Erteilung einer Erlaubnis durch die Gemeinde sollten die örtlich zuständige Feuerwehr und die 
Polizei angehört werden.  
 
Auch die Information an die Nachbarschaft (durch die Antragsteller) sollte in geeigneter Weise erfol-
gen.  
 
In der Zeit von 22.00 bis 07.00 Uhr sollten generell keine pyrotechnischen Gegenstände abgebrannt 
werden.  
 
Das Abbrennen pyrotechnischer Gegenstände in unmittelbarer Nähe von Kirchen, Krankenhäusern, 
Kinder- und Altersheimen sowie besonders brandempfindlichen Gebäuden oder Anlagen ist verbo-
ten. Für die Abstände zu den vorgenannten Gebäuden gibt es eine grobe Richtschnur aber keine kon-
kreten Vorgaben. Die Festlegung etwaiger Abstände sind durch die Verwaltung unter Ermessensan-
wendung zu prüfen. 
 

Rechtliche Würdigung 
 
Die Zulässigkeit von Feuerwerken und pyrotechnischen Gegenständen ist im Gesetz über explosions-
gefährliche Stoffe (Sprengstoffgesetz - SprengG) und in der ersten Verordnung zum Sprengstoffge-
setz (1. SprengV) geregelt. 
 
Folgende Normen sind hier einschlägig: 
 

§ 7 SprengG - Erlaubnis 
 
(1) Wer gewerbsmäßig, selbständig im Rahmen einer wirtschaftlichen Unternehmung oder eines 
land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes oder bei der Beschäftigung von Arbeitnehmern 

 
1. mit explosionsgefährlichen Stoffen umgehen will oder 
2. den Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen betreiben will 

 
bedarf der Erlaubnis. 
 
(2) Die Erlaubnis zur Herstellung, Bearbeitung, Verarbeitung oder zur Wiedergewinnung explosions-
gefährlicher Stoffe schließt die Erlaubnis ein, explosionsgefährliche Stoffe, auf die sich die Erlaubnis 
bezieht, zu vertreiben und anderen zu überlassen. Die Erlaubnis zur Herstellung pyrotechnischer Ge-
genstände schließt die Erlaubnis ein, pyrotechnische Munition herzustellen. 
 
 

§ 27 SprengG - Erlaubnis zum Erwerb und zum Umgang 
 
(1) Wer in anderen als den in § 7 Abs. 1 bezeichneten Fällen 

 
1. explosionsgefährliche Stoffe erwerben oder 
2. mit explosionsgefährlichen Stoffen umgehen will, 

 
bedarf der Erlaubnis. 
 



(1a) Eine Erlaubnis nach Absatz 1 zum Laden und Wiederladen von Patronenhülsen gilt auch als Er-
laubnis zum Erwerb und Besitz der dabei hergestellten Munition nach § 10 Abs. 3 des Waffengeset-
zes in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(2) Die Erlaubnis ist in der Regel für die Dauer von fünf Jahren zu erteilen. Sie kann inhaltlich und 
räumlich beschränkt und mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zur Verhütung von Gefahren 
für Leben, Gesundheit oder Sachgüter oder von erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigun-
gen für Dritte erforderlich ist. Die nachträgliche Beifügung, Änderung und Ergänzung von Auflagen ist 
zulässig. 
 
(3) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 
 

1. beim Antragsteller Versagungsgründe nach § 8 Abs. 1 vorliegen, 
2. der Antragsteller ein Bedürfnis für die beabsichtigte Tätigkeit nicht nachweist, 
3. inhaltliche Beschränkungen oder Auflagen zum Schutze der in Absatz 2 Satz 2 bezeichne-
ten Rechtsgüter nicht ausreichen. 

 
Satz 1 Nr. 2 gilt nicht für die Erlaubnis zum Erwerb und zur Verwendung pyrotechnischer Gegen-
stände. Für den Nachweis der Fachkunde gilt § 9 Abs. 1 und 2 entsprechend. 
 
(4) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn der Antragsteller 

1. nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist oder 
2. nicht seit mindestens drei Jahren seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ununter-
brochen im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. 

(5) Die zuständige Behörde kann für den Einzelfall eine Ausnahme von dem Alterserfordernis des Ab-
satzes 3 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 8 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c zulassen, wenn öffentliche Inte-
ressen nicht entgegenstehen. 
 
(6) Absatz 1 gilt nicht für die bestimmungsgemäße Verwendung zugelassener pyrotechnischer Ge-
genstände zur Gefahrenabwehr und bei Rettungsübungen. 
 
 Grundsätzlich benötigt man eine Erlaubnis zur Herstellung, Handel und Verkauf! 
 
 

§ 24 - 1. Sprengstoffverordnung 
 
(1) Die zuständige Behörde kann allgemein oder im Einzelfall von den Verboten des § 20 Absatz 1, 
des § 22 Absatz 1 und des § 23 Absatz 1 und 2 aus begründetem Anlass Ausnahmen zulassen. Eine 
allgemeine Ausnahmegenehmigung ist öffentlich bekanntzugeben. 
 
(2) Die zuständige Behörde kann allgemein oder im Einzelfall anordnen, dass pyrotechnische Gegen-
stände  
 
1. der Kategorie F2 (=Silvesterfeuerwerk) in der Nähe von Gebäuden oder Anlagen, die besonders 
brandempfindlich sind,  
und  
2. der Kategorie F2 (=Silvesterfeuerwerk) mit ausschließlicher Knallwirkung in bestimmten dichtbe-
siedelten Gemeinden oder Teilen von Gemeinden zu bestimmten Zeiten auch am 31. Dezember und 
am 1. Januar nicht abgebrannt werden dürfen. Eine allgemeine Anordnung ist öffentlich bekanntzu-
geben. 
 
 Gemeinde kann aus begründetem Anlass allgemein oder im Einzelfall Ausnahmen bei Vertrieb, 
Erwerb, Verwendungs- oder Abschusszeiträume erlauben. 



§ 20 - 1. Sprengstoffverordnung - Vertrieb, Überlassen und Verwenden  
pyrotechnischer Gegenstände 

 
(1) Der Umgang und Verkehr mit pyrotechnischen Gegenständen der einzelnen Kategorien ist Perso-
nen nur dann gestattet, wenn sie das folgende Lebensalter haben: 
 

 Kategorie F1: 12 Jahre, 

 Kategorie F2: 18 Jahre, 

 Kategorie F3: 18 Jahre, 

 Kategorie F4: 21 Jahre, 

 Kategorie P1: 18 Jahre, 

 Kategorie P2: 21 Jahre, 

 Kategorie T1: 18 Jahre, 

 Kategorie T2: 21 Jahre. 
 
(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen pyrotechnische Gegenstände der Kategorie P1, die Rettungsmit-
tel oder Bestandteil von Schutzausrüstungen oder Rettungsmitteln sind, Personen, die das 14. Le-
bensjahr vollendet haben, überlassen und von diesen Personen bestimmungsgemäß verwendet wer-
den, sofern die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung dies auf Antrag des Herstellers o-
der Einführers für die jeweilige Bauart genehmigt hat und die Personen an einer Einweisung zum si-
cheren Umgang mit diesen Gegenständen teilnehmen oder teilgenommen haben. Die Genehmigung 
wird für die Bauart erteilt, wenn der Schutz der öffentlichen Sicherheit dem nicht entgegensteht. Der 
Überlasser der pyrotechnischen Gegenstände ist verpflichtet, das Vorliegen der Voraussetzungen des 
Satzes 1 vor dem Überlassen zu überprüfen. 
 
(3) Ein Erlaubnisinhaber nach § 7 oder § 27 des Sprengstoffgesetzes oder eine verantwortliche Per-
son nach § 20 des Sprengstoffgesetzes mit der Befähigung zum Abbrennen pyrotechnischer Gegen-
stände für Bühne und Theater der Kategorie T2 darf pyrotechnische Gegenstände, die als pyrotechni-
scher Gegenstand für Bühne und Theater der Kategorie T1 oder als pyrotechnischer Gegenstand für 
Bühne und Theater der Kategorie T1 mit der Angabe „nur zur Verwendung im Freien“ gekennzeich-
net sind, in einer von der Kennzeichnung oder der Gebrauchsanleitung abweichenden Art und Weise 
verwenden, wenn er dabei die mit diesem Gebrauch verbundenen Gefahren gebührend berücksich-
tigt. 
 
(4) Folgende pyrotechnische Gegenstände der Kategorie F2 dürfen nur an Erlaubnisinhaber nach § 7 
Absatz 1 oder § 27 Absatz 1 oder Befähigungsscheininhaber nach § 20 Absatz 1 Satz 1 des Spreng-
stoffgesetzes vertrieben und überlassen oder von diesen verwendet werden: 
 
1.     Knallkörper und Knallkörperbatterien mit Blitzknallsatz, 
2.     Raketen mit mehr als 20 g Netto-Explosivstoffmasse, 
3.     Schwärmer und 
4.     pyrotechnische Gegenstände mit Pfeifsatz als Einzelgegenstand. 
 
Satz 1 gilt nicht für das Verbringen aus dem Geltungsbereich des Sprengstoffgesetzes. 
 

§ 22 - 1. Sprengstoffverordnung 
 

 
(1) Pyrotechnische Gegenstände der Kategorie 2 dürfen dem Verbraucher im Jahr 2021 nicht und in 
anderen Jahren nur in der Zeit vom 29. bis 31. Dezember überlassen werden; ist einer der genannten 
Tage ein Sonntag, ist ein Überlassen bereits ab dem 28. Dezember zulässig. Satz 1 gilt nicht für Ver-
braucher, die eine Erlaubnis nach § 7 oder § 27 oder einen Befähigungsschein nach § 20 des Gesetzes 



oder eine Ausnahmegenehmigung nach § 24 Absatz 1 besitzen. Die Regelungen zu den Ladenöff-
nungszeiten der Länder bleiben unberührt. 
 
 Feuerwerke dürfen für „normale Personen“ nur von 29. Dezember bis 31. Dezember erworben 
werden. Diese Regelung gilt nicht für Pyrotechniker, also den Personenkreis, die dies beruflich ma-
chen. 
 

§ 23 - 1. Sprengstoffverordnung 
 
(1) Das Abbrennen pyrotechnischer Gegenstände in unmittelbarer Nähe von Kirchen, Krankenhäu-
sern, Kinder- und Altersheimen sowie besonders brandempfindlichen Gebäuden oder Anlagen ist 
verboten. 
 
(2) Pyrotechnische Gegenstände der Kategorie 2 dürfen in der Zeit vom 2. Januar bis 30. Dezember 
nur durch Inhaber einer Erlaubnis nach § 7 oder § 27, eines Befähigungsscheines nach § 20 des Ge-
setzes oder einer Ausnahmebewilligung nach § 24 Absatz 1 verwendet (abgebrannt) werden. Am 31. 
Dezember und 1. Januar dürfen sie auch von Personen abgebrannt werden, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben. 
 
 Für alles was keine Großfeuerwerke (z. B. Dultfeuerwerk) sind, ist eine Ausnahme der Gemeinde 
erforderlich. Kommt eine technische Komponente hinzu, z. B. Bühnenfeuerwerk, kann es sein, dass 
die Genehmigung sogar vom Landratsamt erteilt werden muss. 
 

Zusammenfassung 
 
Grundsätzlich benötigt man eine Erlaubnis zur Herstellung, Handel und Verkauf von Pyrotechnik.  
 
Wer Feuerwerke im Rahmen eines Gewerbes abschießen möchte, braucht eine Erlaubnis als Pyro-
techniker. Pyrotechniker dürfen Feuerwerke auch unter dem Jahr abschießen. 
 
Für alles was keine Großfeuerwerke (z. B. Dultfeuerwerk) sind, ist eine Ausnahme der Gemeinde 
erforderlich. Kommt eine technische Komponente hinzu, z. B. Bühnenfeuerwerk, kann es sein, dass 
die Genehmigung sogar vom Landratsamt erteilt werden muss. 
 

Was ist für welchen Feuerwerkstyp erforderlich? 

 

Kategorie F1:  Veräußerung ab 12 Jahre, keine weiteren besonderen Anforderungen 

Kategorie F2:  Veräußerung zwischen 28.12. und 31.12., ab 18 Jahre, Abschuss an Silvester, 

Eine Ausnahmegenehmigung zum Abschuss ist durch Gemeinde unter dem 

Jahr aktuell möglich. Aber nur für besondere Anlässe (z. B. Perchtenauftritt 

Weihnachtsmarkt), alle anderen Anlässe (z. B. Hochzeiten) sind durch Be-

schluss des Bau- und Umweltausschuss vom 14. Mai 2002 ausgeschlossen. 

Eine Anzeige bei der Regierung, oder ein Pyrotechnikerschein sind hierfür 

nicht erforderlich.  

Kategorie F3:  Pyrotechnikerschein, Anzeige bei der Regierung 

Kategorie F4:  Pyrotechnikerschein, Anzeige bei der Regierung 

Kategorie T1:  1. Erprobung des Effekts vor Aufführung 



Bereits für die Erprobung ist eine Genehmigung der zuständigen Stelle (Ge-

meinde) für Brandschutz erforderlich. 

2. Genehmigung  

Wird ein T1 Feuerwerk vor Zuschauern vorgeführt, so ist eine Genehmigung 

der zuständigen Stelle für öffentliche Sicherheit und Ordnung (Landratsamt 

Passau) erforderlich. 

Umsetzung in der Praxis - Stellungnahme des Landratsamts - Abteilung Waf-

fenrecht: 

Laut § 23 Abs. 6 - 1. SprengV dürfen Effekte mit pyrotechnischen Gegenstän-

den und pyrotechnischen Sätzen in Theatern und vergleichbaren Einrichtun-

gen nur vorgeführt werden, wenn der Effekt vorher erprobt worden ist. Für 

die Erprobung an sich ist eine Genehmigung der für den Brandschutz zustän-

digen Stelle, also in dem Fall die Gemeinde. Und da die Effekte vor Zuschau-

ern vorgeführt werden sollen, ist auch eine Genehmigung der für die öffentli-

che Sicherheit und Ordnung zuständige Stelle erforderlich, also vom Landrat-

samt. D.h. es muss mit dem Verein ein Termin vereinbart werden, um die Ef-

fekte und den Ablauf zu erproben. Hierfür benötigt der Verein Ihre Genehmi-

gung. Bei dem Termin werden eventuelle Auflagen, wie Abstand zu den Zu-

schauern, Fluchtwege, Bereitstellen von Feuerlöschern, etc. festgelegt, wel-

che dann Bestandteil des Genehmigungsbescheides vom Landratsamt Passau 

sind. 

Kategorie T2:  Pyrotechnikerschein 

Kategorie P1:  ohne Vorgaben und Auflagen jederzeit möglich 

Sonstiges 

Bei F2, F3, F4, T1, und T2 gilt es immer zu beachten: 

1. Schriftliche Anzeige 

2. Schriftliches Einverständnis des Grundstückseigentümers 

3. Keine Waldbrandgefahr 

 

Problematik 

Was genau stellt den begründeten Anlass für eine Ausnahmegenehmigung dar? 

- Hochzeitsfeiern 

- Geburtstagsfeiern 

- 5-jähriges Vereinsjubiläum Judo 

- Saisonabschlussfeiern 

- Sonnwendfeuer 

- Vereinsfeste 



- Schulabschlussfeiern 

- Adventsmarkt 

- Bürgerfest 

 Für solche Feste wird aktuell in der Verwaltung immer wieder nachgefragt! 

Nach Einschätzung der Verwaltung und unter Auswertung der Anfragen in den letzten Jahren würden 

bei einer Aufhebung des Grundsatzbeschlusses ca. 10 bis 15 Feuerwerke unter dem Jahr im Gemein-

degebiet abgeschossen werden.  

Konkret wären das dann:  

Sonnwendfeuer Perchtenverein in Wilmerting, weitere Perchtenauftritte im Gemeindegebiet, Kies-

werk-Cup der Feuerwehr Tiefenbach, Tiefenbacher Adventsmarkt, Hochzeitsfeiern 

Mitwirkung der örtlichen Feuerwehren: 

Da viele Feuerwerke im Sommer abgeschossen werden, wird als Auflage in möglichen Genehmi-

gungsbescheiden sein, dass die örtlichen Feuerwehren zur Abschusszeit (21.30 und 22.00) mit einer 

Abordnung von 3 bis 4 Personen anwesend sein müssen.  

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich dafür aussprechen kann, dass außerhalb der 
gesetzlich erlaubten Feuerwerke an Silvester keine Ausnahmen nach § 24 Absatz 1 der 1. Spreng-
stoffverordnung zum Abschuss von Feuerwerken im Gemeindegebiet zugelassen werden. 
 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Josef Fehrer) 

 

 
Tiefenbach, 2025-03-13 
 
Der Vorsitzende:       Die Protokollführer: 
 
gez.         gez. 
 
Christian Fürst        Anton Mayrhofer, 
1. Bürgermeister       Geschäftsleiter 
 
 
         Für den TOP-Nr. 3: 
 
         gez. 
 
         Severin Anetsberger,  
         Verwaltungsfachangestellter 
 
         

 


